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POSITIONSPAPIER DER FDP-FRAKTION IM LANDTAG  

 Krisen bewältigen – Zukunft sichern:  
 Demokratie will gelernt sein 
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Wir leben in einer Zeit von Krisen. Die 
Nachwirkungen von Corona sind heute 
noch spürbar. Staatsgrenzen schei-
nen nicht mehr für alle verbindlich zu 
sein, wie der verbrecherische Überfall 
Russlands auf die Ukraine zeigt. Dazu 
kommen Herausforderungen wie der 
Klimawandel, Inflation sowie der de-
mografische Wandel. Und nicht zuletzt 
auch der Umgang mancher Menschen 
mit dem wiederaufgeflammten Nah-
ostkonflikt. Stets mit dabei: Falsch-
meldungen und Desinformationskam-
pagnen. 

 1. Demokratie und Werte –  
 eine Bildungsaufgabe! 
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Diese Krisen treffen auf unsere offene, verletzliche Gesell-
schaft. Eine Gesellschaft, die wir Liberale als „ein umfas-
sendes historisches, ökonomisches, soziales, ökologisches 
und kulturelles Projekt der Bürger“ verstehen.1 

Wir Freie Demokraten schauen jedoch nicht ohnmächtig auf 
die weltweiten Krisen, die auch Baden-Württemberg tref-
fen. Wir stellen als Liberale konkrete Fragen: Wie steht es 
– angesichts dieser Herausforderungen – um das Vertrauen 
in unsere Demokratie und unsere Werte? Wie können wir 
das Vertrauen in unsere Demokratie stabilisieren, ja mög-
lichst stärken und ausbauen? 

Eines ist klar: Krisen und die damit einhergehenden Re-
aktionen, Haltungen und Emotionen machen nicht vor dem 
Schutzraum Schule halt. Sie wirken auch dort täglich – in 
Diskussionen, im Unterricht, auf dem Pausenhof. Verschärft 
werden diese Herausforderungen noch durch ihre Spiege-
lung in den sozialen Medien, ohne dass die Inhalte immer 
kritisch reflektiert werden. 

Demokratiebildung und Werteerziehung sind dabei der 
Schlüssel, um Krisen bewältigen, Desinformationen und 
Falschaussagen erkennen sowie Demokratie aktiv leben 
zu können. Hierfür sind aus unserer Sicht ganz klar auch 
Bildungseinrichtungen in Baden-Württemberg verantwort-
lich. Der konkrete Auftrag leitet sich aus dem baden-würt-
tembergischen Schulgesetz (§ 1, Abs. 2) ab, denn Schulen 
sollen unter anderem „[über die Vermittlung von Wissen, 
Fähigkeiten und Fertigkeiten hinaus […], die Schüler…

zur Anerkennung der Wert- und Ordnungsvorstellun-
gen der freiheitlich-demokratischen Grundordnung zu 
erziehen, die im einzelnen eine Auseinandersetzung 
mit ihnen nicht ausschließt, wobei jedoch die freiheit-
lich-demokratische Grundordnung, wie in Grundge-
setz und Landesverfassung verankert, nicht in Frage 
gestellt werden darf […].“

Wie jedoch positioniert sich die baden-württembergische 
Bildungspolitik angesichts dieser Rahmenbedingungen? 
Welche Lösungen sehen wir Freie Demokraten?
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Haltung und Konsequenz, Bildung und Beispiel sind gefor-
dert. Laut einem FDP-Bundesparteitagsbeschluss umfasst 

[b]este Bildung […] neben der Wissens- und Metho-
denvermittlung aber auch Erziehung zu den Werten, 
die unsere Gesellschaft zusammenhalten: Freiheit, 
Demokratie und Mitmenschlichkeit, Toleranz gegen-
über Minderheiten und Offenheit für die Vielfalt der 
Gesellschaft. Nur so kann in einer vielfältiger wer-
denden Gesellschaft Konflikten und Gewalt entgegen-
gewirkt werden. Nur so entwickeln wir ein Lern- und 
später ein Arbeitsumfeld, in dem jeder seine Talente 
frei entwickeln und sein Leben selbstbestimmt ent-
falten kann.2

Und auch die Webseite des Ministeriums für Kultus, Jugend 
und Sport erklärt: 

Demokratie lebt vom Engagement ihrer Bürgerinnen 
und Bürger, keine andere Herrschaftsform ist so auf 
Mitwirkung angewiesen und kann nicht früh genug 
Gegenstand von Bildung und Erziehung sein.3

Für Baden-Württemberg gibt es zumindest einen „Leit-
faden Demokratiebildung“ – soweit richtig und wichtig. 
Leider ist selbst dieser alles andere als vollständig: Neuere 
Konfliktsituationen, wie der aufgeflammte Nahostkon-
flikt oder auch der zunehmende Rechtsradikalismus und 
politischer Islamismus werden im Leitfaden nicht mit einer 
Silbe erwähnt. Auch die hieraus resultierenden Konflikte 
und Streitigkeiten an baden-württembergischen Schulen 
– welche viele Lehrkräfte an den argumentativen Rand der 
Verzweiflung bringen – spielen im Leitfaden des Kultusmi-
nisteriums keine Rolle. Dies betrifft weltweite Krisen. Noch 

 2. Schule hat einen  
 Erziehungsauftrag! 
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wichtiger jedoch: Ein Leitfaden zur Demokratiebildung, des-
sen Existenz bzw. Inhalt wohl in der Fläche der verschiede-
nen Beteiligten (Lehrkräfte, Eltern etc.) kaum bekannt sein 
dürfte, befähigt noch lange nicht zur aktiven Vermittlung 
anwendbarer Demokratiekenntnisse oder dem wirklichen 
Verinnerlichen eines Wertekanons, welcher die freiheitlich-
demokratische Grundordnung zur Basis hat. 

Gerade vonseiten des politischen Islamismus gehen Ge-
fahren aus, da dieser der Nährboden für islamistischen 
Extremismus und Terrorismus sein kann. Der Messer-
angriff in Mannheim Mai 2024, bei dem ein junger Polizist 
in Ausübung seines Amtes ermordet wurde oder aber 
der Anschlag in Solingen August 2024 zeigen, wie schnell 
und unberechenbar radikalisierte Einzelpersonen auch 
zu Tätern werden können. Ebenso schockierend war die 
anschließende, widerwärtige und menschenverachtende 
Verherrlichung des Täters in den sozialen Medien.4 Dass 
laut einer Befragung rund zwei Drittel der muslimischen 
Schülerinnen und Schüler in Nordrhein-Westfalen den 
Koran wichtiger nehmen als unsere Gesetze, muss mit 
großer Sorge betrachtet werden.5 Auch wenn diese Studie 
sich nicht auf Baden-Württemberg bezieht, muss unser 
Bundesland alles unternehmen, damit es nicht zu einer 
vergleichbaren Ablehnung unserer freiheitlich-demokra-
tischen Grundordnung kommt. 
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Deshalb ist es auch besonders wichtig, die sozialen Medien 
im Blick zu behalten und die jungen Menschen entspre-
chend zu sensibilisieren: Besonders auf der Plattform 
TikTok finden sich rechtsextreme Inhalte – die mit nicht 
geschultem Auge schwer als solche erkennbar sind.6 
Langfristig besteht hierdurch eine echte Gefahr, dass junge 
Menschen die teils menschenverachtenden und gegen die 
freiheitlich-demokratische Grundordnung gerichteten In-
halte in konkretes Wahlverhalten oder ablehnende Haltung 
gegenüber den staatlichen Strukturen der Bundesrepublik 
umsetzen. 

Die Informationsgewinnung, die generelle Aufmerksamkeit 
bei Krisenlagen und die Herausgabe von Handlungsemp-
fehlungen (inkl. Fortbildungen und Kontaktmöglichkeiten) 
seitens des Ministeriums für Kultus, Jugend und Sport für 
die Lehrkräfte dürfen auch nicht mit einer einzelnen Aktion 
zum Krisenzeitpunkt enden – vielmehr muss eine stetige 
Überprüfung der aktuellen Krisenlagen erfolgen. 

Für uns Freie Demokraten gibt es deshalb zwei Mal ein 
klares „JA!“:

„JA!“ zu klaren pädagogischen Grundlagen, Bildungsplä-
nen und Konzepten, welche die Vermittlung von Demokra-
tiekenntnissen und des freiheitlich-demokratischen Werte-
kanons auf ein wissenschaftlich-fundiertes pädagogisches 
Fundament stellen und

„JA!“ zu einem Aktionsplan, welcher die praktische 
Anwendbarkeit bzw. wirkliche Verinnerlichung dieser 
Demokratiekenntnisse bzw. des freiheitlich-demokra-
tischen Wertekanons von Schülerinnen und Schülern in 
Baden-Württemberg zum Gegenstand hat. Dieser umfasst 
dann sowohl Beratung und Schulung von (angehenden) 
Lehrkräften (fächerübergreifend sowie fächerspezifisch) als 
auch lebendige und anschauliche Formate für Schülerinnen 
und Schüler.

Wir Liberale sind davon überzeugt, dass Bildung und Er-
ziehung im Zentrum aller Bemühungen stehen sollten, um 
Radikalisierung vorzubeugen sowie diese einzudämmen. 
Wir machen uns damit den Appell der Kultusministerkonfe-
renz aus dem Beschluss von 2018 zu eigen: 

„Eine rechtsstaatlich verfasste Demokratie ist nicht 
selbstverständlich. Sie musste und muss immer wie-
der erlernt, erkämpft, gelebt und verteidigt werden.“
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 3. Mit Bildung  
 Radikalisierung stoppen –  
 unsere Vorschläge! 

Wir verstehen Schule als den Ort, an 
dem – unabhängig vom Bildungs-
hintergrund der Erziehungsberech-
tigten – heranwachsenden Menschen 
Wertvorstellungen und Haltungen, auf 
denen unsere freiheitlich-demokrati-
sche Grundordnung fußt und ein fried-
liches Zusammen- und Miteinander-
leben ermöglicht, systematisch und 
über einen langen Zeitraum hinweg 
vermittelt werden können.
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Ethikunterricht ab der ersten Klasse in der Grundschule

Nach dem schrittweisen, flächendeckenden Ausbau des 
Ethikunterrichts in der Sekundarstufe I abwärts von Klasse 
7 bis zu Klasse 5 in den letzten Jahren ist es nun höchste 
Zeit, Ethikunterricht ab Klasse 1 in der Grundschule einzu-
führen. Zwar ist eine Einführung in den Grundschulklassen 
schon seit 2011 in den grün-roten bzw. grün-schwarzen 
Koalitionsverträgen vorgesehen, doch konkret gehandelt 
wurde immer noch nicht. Die grün geführten Landesregie-
rungen schieben damit dieses so wichtige Thema weiterhin 
auf die lange Bank – nach nunmehr über zwölf Jahren. 

Wir Freie Demokraten sehen dieses für alle Schulen – alter-
nativ zum Religionsunterricht – obligatorische Fach Ethik als 
eine Art Lebens-, Verhaltens- und Wertelehre. Schülerinnen 
und Schüler erhalten dort die Möglichkeit, für sich zu entde-
cken, welche Werte in unserer Gesellschaft eine Orientierung 
geben und welche man als handlungsleitend sowie für sein 
eigenes Leben als wichtig empfindet. Das Schulfach Ethik 
verstehen wir Liberale als einen Ort, an dem Lehrkräfte so-
wie Schülerinnen und Schüler die Kernfrage der praktischen 
Philosophie „Was soll ich tun?“ unter Berücksichtigung des 
Grundgesetzes erörtern und bewerten können. 

In diesem Zusammenhang fordern wir Liberale auch eine 
Klassenlehrerstunde pro Woche für alle Klassenstufen, die 
durch ein entsprechendes Curriculum inhaltlich struktu-
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riert ist. Den Inhalt und Umfang des 
Lehrprogramms sollen hierbei die 
jeweiligen Klassenlehrerinnen bzw. 
Klassenlehrer erarbeiten, da diese mit 
den Gegebenheiten in den Schulklas-
sen vor Ort am besten vertraut sind. 
Sie soll hierbei nicht nur eine Organi-
sationsstunde für bspw. Ausflüge sein, 
sondern eine werteorientierte Beglei-
tung von Kindern und Jugendlichen 
beim Erwachsenwerden.

Fokus auf politische Bildung

Politische Bildung ist Teil der schuli-
schen Bildung – mehr noch: Gemein-
schaftskunde ist ein Schulfach mit 
Landesverfassungsrang (Art. 21 Abs. 2 
LV)! Leider passen die Bedeutung des 
Faches Gemeinschaftskunde auf der 
einen und seine marginale Stellung 
in den Stundentafeln der Schulen auf 
der anderen Seite nicht zusammen. 
Deshalb unser Plädoyer für mehr 
Demokratiebildung als Aufgabe von 
Schule und Unterricht, auch bereits in 
der Grundschule. Die fünf Jahreswo-
chenstunden in Gemeinschaftskunde 

bis zum Hauptschulabschluss bzw. 
Mittleren Schulabschluss – am Gym-
nasium sogar nur vier Stunden – sind 
ungenügend. 

Deshalb fordern wir eine umgehende 
Anpassung der derzeitigen Stunden-
tafeln rund um das Fach Gemein-
schaftskunde und damit klar dessen 
Stärkung. Des Weiteren muss ein 
Konzept erarbeitet werden, das politi-
sche Bildung auch als ein fächerüber-
greifendes bzw. fächerverbindendes 
Element an allen Schularten versteht. 
Aus Sicht der Freien Demokraten be-
ginnt Demokratiebildung bereits im 
frühkindlichen Bereich. Daher sollten 
bereits in Kindertageseinrichtun-
gen sowie im Sachunterricht an den 
Grundschulen erste und grundlegende 
Elemente von Demokratiebildung 
verankert und gelebt werden, sodass 
diese anschaulich und verständlich 
vermittelt werden können. 

Ein besonderes Anliegen ist uns 
Freien Demokraten der Kampf gegen 
jegliche Formen von Antisemitismus, 

Islamfeindlichkeit, Antiziganismus, 
politischem Islamismus oder Verherr-
lichungen angriffskriegerischer Ak-
tionen, wie sie der russische Überfall 
auf die Ukraine darstellt – auch oder 
insbesondere im schulischen Kontext. 
Mit lebendigen Formaten bspw. im 
Rahmen des Gemeinschaftskundeun-
terrichts, aber auch außerunterricht-
lichen Formaten wie Veranstaltungen, 
sollen die Schülerinnen und Schüler 
die Möglichkeit erhalten, unter der 
Moderation von Lehrkräften ihre Posi-
tionen darzulegen und diese dann im 
Hinblick auf die freiheitlich-demokra-
tische Grundordnung zu reflektieren. 

Des Weiteren fordern wir eine um-
gehende Überarbeitung bzw. Anpas-
sung des „Leitfadens Demokratie-
bildung“ im Hinblick auf die aktuellen 
Konflikte (bspw. Rechtsextremismus 
und Antisemitismus). Damit ist es 
aber nicht getan: Es braucht beson-
ders auch für Lehrkräfte die Möglich-
keit, möglichst rasch nach aufflam-
menden innen- oder außenpolitischen 
Konflikten unkompliziert Beratungs-
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möglichkeiten und konkrete Handlungsempfehlungen an 
die Hand zu bekommen. Wir Freie Demokraten fordern 
deshalb ein Konzept, das die umgehende Einberufung einer 
„Task Force Lehrkräfteberatung in politischen Konflikt-
fällen“ umfasst.  

Wichtig ist es, allen Schülerinnen und Schülern ein konkre-
tes und verbindliches Angebot zu machen, um das Werte-
fundament der freiheitlich-demokratischen Grundordnung 
zu vermitteln und somit einer eventuellen islamistischen 
oder anderweitig extremistischen Gesinnung entgegenwir-
ken zu können.

Zur lebendigen Teilnahme junger Menschen 
in der Politik ermutigen!

Bei den theoretischen Grundlagen politischer Bildung darf 
es auch im schulischen Kontext nicht bleiben. Gerade auch 
über die Möglichkeit, sich auf allen staatlichen Ebenen auch 
aktiv politisch zu engagieren, muss schulartenübergreifend 
aufgeklärt werden. Es ist nicht selbstverständlich, dass der 
junge Mensch bspw. über die Erziehungsberechtigten oder 
andere Personen im nahen Umfeld von diesen Möglich-
keiten erfährt oder hierzu ermutigt wird. Darüber hinaus 
ist es – gerade im Zuge massiver Desinformationen sowie 
Rechtsradikalismus in sozialen Netzwerken – unabdingbar, 
den politischen Gestaltungswillen besonders auch junger 
Menschen in Richtung unserer gesellschaftlich-politischen 

Strukturen zu lenken. Nur dann schaffen wir es, unsere 
Demokratie in Baden-Württemberg und in der Bundes-
republik Deutschland auch langfristig zu sichern, denn die 
jungen Menschen von heute sind die Demokratinnen und 
Demokraten sowie Konstrukteure unserer Gesellschaft 
von Morgen. 

Bildungseinrichtungen müssen Wege aufzeigen, wie man 
sich politisch einbringen kann. Demokratische Strukturen 
an den Schulen und Möglichkeiten der Partizipation sind 
hierbei wichtig. Besonders die Schülermitverantwortung 
muss in der Art gestärkt werden, dass die Betreuung der 
Schülerräte eben nicht „Ehrenamt“ wäre, sondern echter 
Bestandteil der Arbeitszeit.  Aus Sicht der Freien Demo-
kraten bedeutet dies ganz klar eine Ausstattung entspre-
chender Betreuungspersonen mit Deputatsstunden und vor 
allem eine verbindliche Aufgabenbeschreibung.

Neben einer demokratischen Schulkultur müssen auch 
Formate wie Politiksimulationen an allen Schularten stär-
ker eingesetzt werden. Ebenso schlagen wir Liberale eine 
stärkere Kooperation von Schulen mit Einrichtungen der 
politischen Bildung wie der Landeszentrale für Politische 
Bildung vor.

Auf der anderen Seite müssen bildungspolitisch klare Re-
geln gelten, inwiefern Schulen aktiv zu politischen Aktionen 
aufrufen dürfen. So kam es u.a. im Zuge von Demonstra-
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tionen bzw. Kundgebungen gegen Rechtsextremismus zu 
Aufrufen seitens der Schulen, sich an diesen während der 
regulären Unterrichtszeit zu beteiligen.9

Gleichstellung gesellschaftswissenschaftlicher  
Fächer an Gymnasien!

Für das Abitur gibt es aktuell noch weitere Einschränkun-
gen in der politischen Bildung, die aus Sicht der Freien De-
mokraten korrigiert werden müssen. Bei der Wahl der Fä-
cher, die in der Kursstufe auf erhöhtem Anforderungsniveau 
unterrichtet werden (Leistungsfächer) herrscht ein Kom-
binationsverbot für die gesellschaftswissenschaftlichen 
Fächer: Im Gegensatz zum mathematisch-naturwissen-
schaftlichen und zum sprachlichen Aufgabenfeld können 
nicht zwei Fächer aus dem gesellschaftswissenschaftlichen 
Kanon (Gemeinschaftskunde, Geografie, Geschichte, Wirt-
schaft, Religionslehre/Ethik) belegt werden. Die FDP-Land-
tagsfraktion fordert die Gleichstellung mit den anderen 
Aufgabenfeldern und richtete hierzu einen Beschluss an 
die grün geführte Landesregierung, die wiederum mit 
Ablehnung reagierte.10 Wir Freie Demokraten werden uns 
damit jedenfalls nicht zufrieden geben und fordern auch 
weiterhin mit allergrößtem Nachdruck eine Gleichstellung 
gesellschaftswissenschaftlicher Fächer in der gymnasialen 
Oberstufe – ohne Wenn und Aber!
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Mit Medienkompetenz Desinfor-
mationen junger Menschen Einhalt 
gebieten! 

Fake News als seltenes Phänomen? 
Das ist längst vorbei! Desinforma-
tionskampagnen und Falschaussagen 
auf allen möglichen Social-Media-
Plattformen oder weiteren Online-Ka-
nälen nehmen an Häufigkeit immer 
mehr zu. Umso wichtiger ist es, die 
Medienkompetenz bei Schülerinnen 
und Schülern schulartenübergreifend 
massiv zu stärken. 

Deshalb fordern wir, die Medien-
kompetenz als solche zu stärken: Wir 
brauchen an allen Schularten eine 
auskömmliche Zahl gleichermaßen 
in Medien und Demokratiebildung 
geschulten Lehrkräften, die dieses 
Thema anschaulich und anwendbar 
vermitteln können. Wir müssen aber 
auch das Landesmedienzentrum 
sowie die zugehörigen Kreismedien-
zentren stärken, sodass sie dem 
steigenden Informationsbedarf der 
Schülerinnen und Schüler sowie der 

Lehrkräfte nachkommen können. 
In diesem Zusammenhang fordern 
wir Liberale, dass das Fach Medien-
bildung und Informatik ab Klasse 
5 durchgängig an allen Schularten 
fester Bestandteil des Stundenkontin-
gents sein soll. 

An die Ränder gehen – Politische 
Bildung in Strafvollzugsanstalten 
einführen!

Dass politische Bildung das gesamte 
gesellschaftliche Spektrum um-
fassen muss, zeigt sich an folgender 
Anfrage an die liberale Fraktion im 
baden-württembergischen Land-
tag: Aus einer Justizvollzugsanstalt 
erreichte uns die Bitte, dort Material 
zur politischen Bildung zur Verfügung 
zu stellen. Unsere Fraktion nahm sich 
dieser Angelegenheit an und regte auf 
politischer Fachsprecherebene gegen-
über der Justizministerin an, dieser 
Bitte zu entsprechen und auch Kurse 
zur politischen Bildung in den Justiz-
vollzugsanstalten anzubieten. Wir 
Freie Demokraten freuen uns, dass 

die Landesregierung durch unseren 
Impuls politische Bildung in Justiz-
vollzugsanstalten stärker in den 
Blick nehmen möchte. Das Justiz-
ministerium hat bereits zugesagt, in 
der Jugendvollzugsanstalt Adelsheim 
ein entsprechendes Pilotprojekt zu 
starten.

Dieser Sachverhalt verdeutlicht, dass 
politische Bildung auch in bislang 
weniger beachteten Bereichen der 
Gesellschaft verstärkt werden muss. 
Allerdings fordern wir eine ganzheit-
liche Strategie zur Umsetzung bzw. 
Stärkung politischer Bildung an den 
Rändern der Gesellschaft. Gerade 
im Prozess der Resozialisierung von 
Strafgefangenen kann eine adäquate 
politische Bildung maßgeblich dazu 
beitragen, dass die begangenen 
Straftaten reflektiert und so eine 
langfristige und nachhaltige Ver-
haltensanpassung der (ehemaligen) 
Strafgefangenen erfolgen kann. 
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Religionsunterricht – im Grundgesetz verankert  
und eine Chance für die Demokratiebildung!

Religionsunterricht ist das einzige Schulfach, das in der 
Bundesrepublik Deutschland als Schulfach grundgesetzlich 
gewährleistet wird. Religionsunterricht ist eine gemeinsame 
Aufgabe von Staat und Religionsgemeinschaften. Es steht 
natürlich jeder Schülerin und jedem Schüler sowie deren 
Erziehungsberechtigten frei, zu entscheiden, ob am Reli-
gionsunterricht teilgenommen wird. Im Falle einer Nichtteil-
nahme fordern wir Freie Demokraten jedoch die Teilnahme 
am Ethikunterricht (wie bereits erwähnt). Im Religionsunter-
richt sehen wir Freie Demokraten an den Schulen einerseits 
die Möglichkeit, den eigenen Glauben im Kontext der frei-
heitlich-demokratischen Grundordnung sowie in Verbindung 
mit den zahlreichen Religionen und Weltanschauungen zu 
ergründen und diesen zu reflektieren. Andererseits sehen 
wir – und das gilt auch für das Fach Ethik – auch eine groß-

artige Chance, allerlei Gefahren durch die ausschließliche 
Teilnahme am Gemeindeunterricht oder durch einseitige 
Erziehung im Elternhaus vorzubeugen. Denn nicht selten 
kommt es vor, dass Religionen und Weltanschauungen 
auch in Baden-Württemberg dazu missbraucht werden, 
menschenverachtende und der freiheitlich-demokratischen 
Grundordnung widersprechende Positionen zu vertreten.11 
Hier sind Kinder und Jugendliche besonders anfällig. 

Angesichts der signifikanten Fortschritte und des Erfolgs, 
den der islamische Religionsunterricht sunnitischer Prä-
gung in Baden-Württemberg in den vergangenen Jahren 
verzeichnet hat, zeigt sich deutlich, dass die Stärkung 
dieses Bildungsangebots nicht nur eine Antwort auf die 
steigende Nachfrage darstellt, sondern auch eine wesent-
liche Säule für die Integration und das Zusammenleben 
in unserer pluralistischen Gesellschaft bildet. Denn leider 
radikalisieren sich junge Menschen oft schon in frühen 

„
Zusätzlich fordern wir, die Medienbildung als solche zu stärken:  
Wir brauchen an allen Schularten Lehrkräfte,die dieses Thema  
anschaulich und anwendbar vermitteln können.
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Jahren – genau hier muss Baden-Württemberg mittels 
eines auf dem Fundament des Grundgesetzes stehenden 
islamischen Religionsunterrichts reflektierte Einblicke in 
den Islam einerseits und freiheitlich-demokratische Auf-
klärungsarbeit andererseits ermöglichen. Situationen, wie 
in anderen Bundesländern können und wollen wir uns als 
pluralistische Gesellschaft nicht leisten!13

Der deutliche Anstieg der Teilnehmerzahlen am islami-
schen Religionsunterricht belegt nicht nur das wachsende 
Interesse und die Anerkennung der Eltern, sondern unter-
streicht auch die Notwendigkeit, diesen Religionsunterricht 
als festen Bestandteil unseres Bildungssystems weiter zu 
fördern und auszubauen. Wir fordern insbesondere, dass 
das Land sich um eine Verstetigung der Stiftung Sunniti-
scher Schulrat bemüht und eine personelle Stärkung sowie 
eine Verstetigung im Haushaltsplan für das Ministerium 
Kultus, Jugend und Sport seitens des Landes erfolgen 
muss. In einer Zeit globaler Herausforderungen und zu-
nehmender Vernetzung ist es von entscheidender Bedeu-
tung, dass Bildungsangebote nicht nur Wissen vermitteln, 
sondern auch zur Entwicklung von Kompetenzen beitragen, 
die ein respektvolles und friedliches Miteinander aller Kul-
turen, Religionen und Weltanschauungen fördern.

Es ist an der Zeit, dass wir gemeinsam daran arbeiten, 
den Religionsunterricht als Plattform für Dialog, gegen-
seitiges Verständnis und gesellschaftliche Integration zu 
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stärken. Dies umfasst die Förderung 
von Kooperationen zwischen den ver-
schiedenen Religionsgemeinschaften, 
um so ein Klima der Akzeptanz und 
des Respekts zu schaffen, in dem das 
Zusammenleben aller Religionen und 
Weltanschauungen zur Normalität 
wird.

Schulabsentismus mit verbindlichem 
Handlungsrahmen entgegenwirken!

Schulabsentismus bedeutet, dass 
Schülerinnen und Schüler ohne 
rechtmäßigen Grund dem Unterricht 
fernbleiben. Laut Definition des Kul-
tusministeriums umfasst es das ent-
schuldigte und unentschuldigte, stun-
denweises bis tageweises Fehlen oder 
gar generelle Schulverweigerung.14 
Bei der wichtigsten aller Fragen, 
nämlich wie mit Schulabsentismus in 
Baden-Württemberg umzugehen ist, 
fehlt es allerdings an handlungsleiten-
den und klaren Regelungen.

Wir Liberale fordern daher einen 
verbindlichen Handlungsrahmen für 

Schulabsentismus an unsere Schu-
len im Land. Auf diesem Weg können 
wir diese bei der Prävention, bei den 
Regelungen und beim Informations-
austausch gezielt unterstützen. Um 
einen verlässlichen Blick auf die 
aktuelle Situation zu haben und um 
die Wirksamkeit bestehender oder 
künftiger Maßnahmen feststellen zu 
können, braucht es hier zudem eine 
gesicherte Daten- und Studienlage für 
Baden-Württemberg. Weder die amt-
liche Schulstatistik noch landeseigene 
Erhebungen befassen sich explizit mit 
Schulabsentismus. Somit bleiben die 
Fragen zum Ausmaß wie zur Dring-
lichkeit bislang unbeantwortet – und 
die Landesregierung sieht hier wohl 
auch keinen Handlungsbedarf.15

Konsequenterweise müssen aber 
auch die Schulleitungen und Lehrkräf-
te gestärkt werden: Es bedarf einer 
zentralen Unterstützungseinheit, die 
für Schulleitungen und Lehrkräfte 
Ansprechpartner ist, die sich um die 
konkreten Fälle von Schulabsentismus 
kümmert und hierbei alle anderen 

relevanten Stellen miteinbezieht oder 
mit diesen kommuniziert. Denn zu oft 
sind Schulleitungen und Lehrkräften 
die Hände gebunden oder sie werden 
gar von Erziehungsberechtigten bzw. 
Dritten im Rahmen der Durchsetzung 
zur Beseitigung von Schulabsentis-
mus bei einzelnen Schülerinnen und 
Schülern bedroht. Jeder verbindliche 
Handlungsrahmen ist nutzlos, wenn 
die Durchsetzung nicht gewährleistet 
werden kann. 

Aus unserer Sicht ist klar: Wir dürfen 
die Schulen und Schüler hier nicht 
im Stich lassen. Viele Schulen wollen 
sich professionell mit Schulabsen-
tismus beschäftigen. Deshalb ist es 
unabdingbar, sie hierbei mit verbind-
lichen Rahmenbedingungen, einem 
adäquaten Informationsangebot sowie 
zentralen Ansprechpartnern und 
Interventionsmöglichkeiten zu unter-
stützen.16
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Aggressives und toxisches  
Verhalten unterbinden – 
Schülerinnen und Schüler sowie 
Lehrerkräfte schützen!

Aggressives und toxisches Verhalten 
von Kindern und Jugendlichen wird 
an vielen unserer Schulen zu einem 
bedeutenderen Risikofaktor für die 
Schüler- und Lehrerschaft. Dabei 
können Schüler aller Geschlechter be-
troffen zu sein. Aggressives und toxi-
sches Verhalten zeigt sich in Form von 
Diskriminierung, sexistischen Bemer-
kungen oder physischer, psychischer 
und sexualisierter Gewalt – und kann 
das Schulklima sowie die Sicherheit 
an Schulen erheblich beeinträchti-
gen. Zweifelhafte Verhaltensnormen, 
fehlende positive Vorbilder sowie eine 
mangelnde emotionale Bildung sind 
mögliche Ursachen dafür, dass Schü-
lerinnen und Schüler – unabhängig 
von Alter und sozialer wie geografi-
scher Herkunft – ein solches Verhal-
ten als akzeptabel erachten. Gerade 
– aber ausdrücklich nicht nur – bei 
zugewanderten Kindern bzw. Jugend-

lichen bestehen mitunter Defizite, was 
den Aspekt Geschlechtergerechtigkeit 
anbelangt.  

Wir Liberale wollen uns deshalb 
sowohl für präventive als auch für 
kurative Maßnahmen einsetzen, um 
diesem Fehlverhalten an den Schulen 
klar Einhalt zu gebieten:

Präventiv: Eigene Workshops, Lehr-
pläne, die Themen wie Gleichberech-
tigung, Diversität und emotionale 
Intelligenz stärker in den Vordergrund 
stellen, (männliche und weibliche) 
Lehrkräfte als Mentoren und Vorbil-
der.

Kurativ: Klares, schuleigenes Regel-
werk und Handlungsleitfaden für 
Umgang mit aggressivem und toxi-
schem Verhalten, damit man sich als 
Lehrkraft auch gegenüber Eltern, die 
Unverständnis zeigen, durchsetzen 
kann, schärfere Sanktionen bei Nicht-
befolgung der Regeln, Einbindung 
(schul-)psychologischer und (schul-)
sozialer Dienste. 

Weiterhin fordern wir auch hier eine 
zentrale Unterstützungseinheit, die 
als Ansprechpartner für Schulleitun-
gen und Lehrkräfte zur Verfügung 
steht und bei Interventionsmaß-
nahmen hilft oder diese in schweren 
Fällen übernimmt und hierbei andere 
relevante Stellen miteinbezieht bzw. 
mit diesen kommuniziert. Hierzu sind 
auch aktuelle rechtliche Rahmen-
bedingungen so zu schaffen, dass die 
Zuständigkeiten und Ansprechpartner 
stets klar sind. Denn zu oft sind Schul-
leitungen und vor allem Lehrkräfte 
konkreten Bedrohungen ausgesetzt. 
Deshalb darf man weder die Schul-
leitungen und Lehrkräfte damit alleine 
lassen, noch jegliche Maßnahmen 
aufgrund solcher Bedrohungen unter-
lassen. Leider ist dies der aktuelle 
Zustand seitens der grün geführten 
Landesregierung. 

Eines muss klar sein: Die Schule 
streckt jedem jungen Menschen die 
Hand aus, der sich bilden möchte und 
Hilfe benötigt – sie muss aber auch 
ganz klar jedem die Stirn bieten, der 
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sich nicht an die verbindlichen Verhaltensregeln hält! Hier 
müssen wir als Land den Schulen unsere Unterstützung 
zusagen und ihnen Rückendeckung geben. 

Unbeschulbare Kinder nicht aufgeben, sondern ihnen den 
Zugang zu Bildung ermöglichen!

Unterschiedlichste Situationen können dazu führen, dass 
Kinder, selbst wenn sie die Schule besuchen, nicht über die 
nötigen Voraussetzungen verfügen, um einem Unterricht 
an einer Regelschule folgen zu können. Hier fordern wir 
Liberale die Errichtung von Landesinternaten, wo schuli-
sche, psychologische und sozialpädagogische Kompetenzen 
gebündelt werden – und die betroffenen Schülerinnen und 
Schüler bestmöglich und rasch fit gemacht werden, so dass 
diese regelbeschult werden können. Der Besuch solcher 
Landesinternate soll freiwillig sein – und ist in erster Linie 
dazu gedacht, betroffene Erziehungsberechtigte zu entlas-
ten bzw. Kindern und Jugendlichen die Chance zu bieten, 
bildungsbezogen Anschluss zu finden. Ergänzend zur Ein-
richtung von Landesinternaten ist besonders das Bera-
tungs- und Informationsangebot für Erziehungsberechtigte 
sowie Kinder und Jugendliche essenziell, damit diese 
Kenntnisse über entsprechende Möglichkeiten (wie bspw. 
Landesinternate, aber auch andere Angebote) erhalten. 

Wir sind überzeugt: Kein Kind darf aufgegeben werden. 
Denn jedes Kind hat ein Recht auf dieselben Startchancen. 
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Der erste Absatz von Artikel 11 in der 
Landesverfassung Baden-Württem-
bergs legt unmissverständlich fest: 
„Jeder junge Mensch hat ohne Rück-
sicht auf Herkunft oder wirtschaft-
liche Lage das Recht auf eine seiner 
Begabung entsprechende Erziehung 
und Ausbildung.“17 Genau diesen Satz 
wollen wir Liberale ernstnehmen, ihn 
zu unserem Leitsatz in Bildungsfra-
gen machen und scheuen auch nicht 
vor dieser schwierigen Herausforde-
rung zurück. Alle Kinder verdienen 
gleichermaßen beste Startchancen – 
dafür wollen wir sorgen! 

Fazit: Mit ganzer Kraft für die Stär-
kung der Demokratie und Werte an 
Schulen – Jetzt!

Wir Liberale verdeutlichen mit unse-
rem Positionspapier nicht nur die ak-
tuellen Herausforderungen rund um 
die Vermittlung von Demokratie und 
Werten an Schulen. Vielmehr wollen 
wir anhand konkreter Forderungen 
zeigen, wie wir demokratiefeindli-
che Gesinnungen – egal ob Rechts-, 
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Links- oder religiös begründeter Extremismus an Schulen 
bzw. bei Schülerinnen und Schülern bekämpfen und verhin-
dern können. Vermittlung von Demokratie und Werten ist 
eine Bildungsaufgabe – daran darf kein Zweifel bestehen! 
Genau diesen Erziehungsauftrag haben auch die Schulen in 
Baden-Württemberg. Wir fordern deshalb klare pädagogi-
sche Grundlagen, Bildungspläne und Konzepte zur Vermitt-
lung von Demokratiekenntnissen und des freiheitlich-de-
mokratischen Wertekanons – inklusive eines Aktionsplans 
– was die praktische Anwendbarkeit bzw. wirkliche Verin-
nerlichung dieser Demokratiekenntnisse bzw. des freiheit-
lich-demokratischen Wertekanons von Schülerinnen und 
Schülern in Baden-Württemberg anbelangt. 

Vom Ethikunterricht ab der ersten Klasse in der Grund-
schule, über einen deutlichen Fokus auf politische Bildung 
an Schulen, der Förderung von aktivem politischen Enga-
gement junger Menschen, der Aufwertung gesellschafts-
wissenschaftlicher Fächer an Gymnasien, einer stärkeren 
Medienbildung, einem Religionsunterricht, der den eigenen 
Glauben in Einklang mit der freiheitlich-demokratischen 
Grundordnung bringt, bis hin zu einem Maßnahmenpaket 
zur Prävention und Bekämpfung von Schulabsentismus 
und aggressivem bzw. toxischem Verhalten an Schulen so-
wie zum Umgang mit (zeitweise) unbeschulbaren Kindern: : 
Es braucht eine klare Linie und klare Zuständigkeiten bzw. 
konkrete Ansprechpartner in den genannten Angelegenhei-
ten (u.a. Schulbehörden).

Die Zeit zu handeln und damit die Zeit für die konkrete 
Umsetzung unserer Forderungen ist jetzt. Eine deutliche 
Stärkung der Demokratie- und Werteerziehung duldet 
keinen Aufschub!
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Sie haben Fragen oder Anregungen? 
Wir freuen uns auf Sie. 

Dr. Timm Kern MdL
Stv. Fraktionsvorsitzender 

Sprecher für Bildung, Hochschulen, 

Kirchen und Religionsgemeinschaften 

 

T: 0711 2063-9350 

timm.kern@fdp.landtag-bw.de 

Alena Fink-Trauschel MdL
Sprecherin für Berufliche Bildung, 

Europa, LSBTTIQ, Frauen und Musik 

 

 

T: 0711 2063-9270 

alena.fink-trauschel@fdp.landtag-bw.de 

Dennis Birnstock MdL
Sprecher für Forschung, frühkindliche 

Bildung, Jugend und Sport 

 

 

T: 0711 2063-9210 

dennis.birnstock@fdp.landtag-bw.de 
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